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Öffentliche Bekanntmachung – Allgemeinverfügung 

Die Bundesnetzagentur für Elektrizität, Gas, Telekommunikation, Post und Eisenbah
nen, Tulpenfeld 4, 51113 Bonn, erlässt auf Grundlage der § 16 Abs. 1 Satz 1, Abs. 3, 
Abs. 7 und § 5a Abs. 4a, § 3 Nr. 10 Netzausbaubeschleunigungsgesetz Übertragungs
netz (NABEG) vom 28.07.2011 (BGBl. I S. 1690), zuletzt geändert durch Art. 3 des Ge
setzes vom 22.12.2025 (BGBl. 2025 I. Nr. 351), i. V. m. § 12c Abs. 2a Energiewirt
schaftsgesetz (EnWG) vom 07.07.2005 (BGBl. I S. 1970, 3621), das zuletzt durch Arti
kel 8 Absatz 6 des Gesetzes vom 23. Juli 2026 (BGBl. 2026 I Nr. 226) geändert worden 
ist, folgende 

 
Veränderungssperre 

I. 

1. Zur Sicherung des durch die Bundesnetzagentur ermittelten und dem Umweltbericht 
nach § 12c Abs. 2 EnWG zugrunde gelegten Präferenzraums, innerhalb dessen 
nach § 18 Abs. 3c NABEG die Vorhaben Nr. 81 Höchstspannungsleitung Hem
mingstedt/Lieth/Lohe-Rickelshof/Wöhrden – Klein Rogahn/Stralendorf/War
sow/Holthusen/Schossin (fortan: Vorhaben Nr. 81) und Nr. 81a Höchstspannungslei
tung Pöschendorf/Hadenfeld/Kaisborstel/Agethorst/Mehlbek – Klein Rogahn/Stralen
dorf/Warsow/Holthusen/Schossin (fortan: Vorhaben Nr. 81a) der Anlage zu § 1 
Abs. 1 des Bundesbedarfsplangesetzes (BBPlG) realisiert werden sollen, wird eine 
Veränderungssperre erlassen. 
  
Die Veränderungssperre erstreckt sich räumlich auf den in der Anlage kartografisch 
ausgewiesenen Bereich des Präferenzraums der Vorhaben Nr. 81 und Nr. 81a der 
Anlage zu § 1 Abs. 1 BBPlG im Kreis Segeberg in den Gemeinden Hasenmoor und 
Schmalfeld in Schleswig-Holstein. 
 
Folgende Flurstücke sind von der Veränderungssperre erfasst: 

- Gemeinde Hasenmoor, Gemarkung Hasenmoor, Flur 1, Flurstücke 21/2 (teil
weise)  

- Gemeinde Schmalfeld, Gemarkung Schmalfeld, Flur 1, Flurstücke 1, 33 (teil
weise), Flur 17, Flurstück 9  

Der Geltungsbereich der Veränderungssperre umfasst alle Flurstücke bzw. Flur
stücksteile innerhalb der im Lageplan (Anlagen) durch eine blaue Umrandung defi
nierten Flächen. Der Lageplan ist Bestandteil dieser Verfügung und auf der Internet
seite der Bundesnetzagentur www.netzausbau.de/vorhaben81 abrufbar.  

 
Im räumlichen Geltungsbereich der Veränderungssperre dürfen gemäß § 16 Abs. 1 
Satz 2 NABEG 

https://www.netzausbau.de/vorhaben81
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- keine Vorhaben oder baulichen Anlagen verwirklicht werden, die einer Verwirk
lichung der jeweiligen Stromleitung entgegenstehen, und  

- keine sonstigen erheblichen oder wesentlich wertsteigernden Veränderungen 
am Grundstück oder an baulichen Anlagen auf dem Grundstück durchgeführt 
werden. 

 
2. Die Veränderungssperre gilt am 19.10.2026 als bekannt gegeben. Die Bekanntma

chung erfolgt in örtlichen Tageszeitungen, die in dem Gebiet verbreitet sind, auf das 
sich die Veränderungssperre voraussichtlich auswirken wird, und auf der Internet
seite der Bundesnetzagentur. 

Die Veränderungssperre ist auf fünf Jahre befristet. 
 
3. Für die Allgemeinverfügung werden Kosten nicht erhoben. 

 
II. 

Sachverhalt 

Im Rahmen der Erstellung des Umweltberichts zum Bundesbedarfsplan 2023-
2037/2045 (Az. 6.02.00.02/23-2-0#4) vom 31.05.2024 ist für die Vorhaben Nr. 81 und 
Nr. 81a der Anlage zum BBPlG ein Präferenzraum ermittelt worden. 

Ein Präferenzraum ist gemäß § 3 Nr. 10 NABEG ein durch die Bundesnetzagentur er
mittelter und dem Umweltbericht nach § 12c Abs. 2 EnWG zugrunde gelegter Gebiets
streifen, der für die Herleitung von Trassen im Sinne des § 18 Abs. 3c NABEG beson
ders geeignete Räume ausweist. Dabei handelt es sich um einen mäandrierenden circa 
fünf bis zehn Kilometer breiten Gebietsstreifen (BR-Drs. 164/22, S. 54). 

Für diese Vorhaben entfällt gemäß § 5a Abs. 4a NABEG die Bundesfachplanung, so
dass ein Antrag auf Planfeststellungsbeschluss ohne ein zuvor durchlaufenes Bundes
fachplanungsverfahren zulässig ist.  

Der durch die Bundesnetzagentur ermittelte Präferenzraum bildet die Grundlage für die 
in Abschnitt 3 des NABEG geregelten nachfolgenden Planfeststellungsverfahren, in de
nen bestimmt wird, wo genau innerhalb des Präferenzraums eine Höchstspannungslei
tung gebaut werden darf, vgl. § 18 Abs. 3c Satz 1 NABEG. Eine Prüfung von Trassenal
ternativen außerhalb des ermittelten Präferenzraums ist gemäß § 18 Abs. 3c Satz 2, 
Abs. 3a Satz 2 bis 4 NABEG nur aus zwingenden Gründen durchzuführen. 

Gemeinsam mit den am 01.03.2024 im Netzentwicklungsplan 2023-2037/2045 bestätig
ten und am 20.07.2024 durch das Gesetz zur Änderung des Bundesbedarfplangesetzes 
eingefügten Vorhaben Nr. 81a, Nr. 81b, Nr. 81c, Nr. 81d, Nr. 81e und Nr. 81f bildet das 
Vorhaben Nr. 81 der Anlage zum BBPlG den sog. „NordOstLink“ (NOL).  

Für die Vorhaben Nr. 81b bis 81f der Anlage zum BBPlG ist kein eigener Präferenzraum 
ermittelt worden. Gem. Untersuchungsrahmen der Bundesnetzagentur v. 19.12.2024, 
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S. 5, sind diese Vorhaben auf der Stammstrecke des NOL aber über § 26 NABEG an
tragsgemäß zu einem einheitlichen Planfeststellungsverfahren verbunden. 

Bei den Vorhaben Nr. 81 bis Nr. 81f der Anlage zum BBPlG handelt es sich um als Erd
kabel zu realisierende, länderübergreifende Vorhaben zur Höchstspannungs-Übertra
gung nach § 2 Abs. 1 NABEG, deren energiewirtschaftliche Notwendigkeit sowie deren 
vordringlicher Bedarf im Bundesbedarfsplan nach § 12e Abs. 4 Satz 1 EnWG festgestellt 
wurden. Mit dem Erlass des Bundesbedarfsplangesetzes durch den Bundesgesetzgeber 
stehen die Anfangs- und Endpunkte der künftigen Vorhaben fest.  

Am 28.06.2024 haben die Vorhabenträger einen Antrag auf Planfeststellungsbeschluss 
gemäß § 19 NABEG a. F. für die Vorhaben Nr. 81, Nr. 81a, Nr. 81b, Nr. 81c, Nr. 81d, 
Nr. 81e und Nr. 81f der Anlage zum BBPlG gestellt.  

Von den ingesamt sieben Vorhaben, die innerhalb des Projekts NOL gebündelt werden, 
sind in dem Bereich der verfahrensgegenständlichen Veränderungssperre die vier Vor
haben  

Nr. 81 Höchstspannungsleitung Hemmingstedt/Lieth/Lohe-Rickelshof/Wöhrden – Klein 
Rogahn/Stralendorf/Warsow/Holthusen/Schossin,  

Nr. 81a Höchstspannungsleitung Pöschendorf/Hadenfeld/Kaisborstel/Agethorst/Mehlbek 
– Klein Rogahn/Stralendorf/Warsow/Holthusen/Schossin  

Nr. 81d Höchstspannungsleitung Grenzkorridor N-V – Ämter Büchen/Breiten
felde/Schwarzenbek-Land, Bestandteil Hemmingstedt/Eppenwöhrden – Seth/Lee
zen/Groß Niendorf/Travenbrück und  

Nr. 81e Höchstspannungsleitung Grenzkorridor N-V – Ämter Büchen/Breiten
felde/Schwarzenbek-Land, Bestandteil Hemmingstedt/Eppenwöhrden – Seth/Lee
zen/Groß Niendorf/Travenbrück 

der Anlage zum BBPlG betroffen. 

Die Bundesnetzagentur kann nach § 16 Abs. 7 NABEG ab Abschluss der Entwicklung 
des Präferenzraums Veränderungssperren erlassen.  

Der durch die Bundesnetzagentur ermittelte Präferenzraum verläuft unter anderem über 
das Gebiet der Gemeinden Hasenmoor und Schmalfeld in Schleswig-Holstein. Innerhalb 
des Präferenzraums verbleiben in diesem Bereich lediglich eingeschränkte Möglichkei
ten für die Trassierung. Dies hat folgende Gründe: 

In dem Bereich der vorgeschlagenen Trasse erstrecken sich im Präferenzraum mehrere 
Raumwiderstände, wodurch es nicht möglich ist, konfliktfrei zu trassieren; siehe Über
sichtskarte (Anlagen).  

Geprägt ist der Präferenzraum im Bereich der verfahrensgegenständlichen Verände
rungssperre insbesondere durch mehrere zu querende Bundes-, Landes- und Kreisstra
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ßen, eine Höchstspannungsleitung, zusammenhängende sowie einzelne Siedlungs
strukturen, landwirtschaftlich genutzte Flächen, Waldflächen, vereinzelte geschützte Bio
tope und organische Böden. 

Innerhalb des etwa 5 bis 10 km breiten Präferenzraums wird durch die oben beschriebe
nen Raumwiderstände der Raum, der für die Trassierung der vier Vorhaben in Frage 
kommt, stark eingeschränkt. Den trassierbaren Raum gilt es über die vorliegende Verän
derungssperre zu sichern.  

Durch den Antrag nach § 19 NABEG a. F. liegt im Bereich der Gemeinden Hasenmoor 
und Schmalfeld für den dortigen Bereich ein Vorschlag der Vorhabenträger für einen 
konkreten Verlauf der Trasse innerhalb des ermittelten Präferenzraumes vor. Der Tras
senverlauf innerhalb des Präferenzraums ist aus Sicht der Bundesnetzagentur nachvoll
ziehbar gewählt, Alternativen liegen nicht vor.  

Im Bereich der vorgeschlagenen Trasse befinden sich ein landwirtschaftlicher Betrieb 
sowie organische und verdichtungsempfindliche Böden. Nordwestlich der Gemeinde Ha
senmoor verläuft zudem eine 380-kV-Freileitung. Weiter westlich erstrecken sich land
wirtschaftlich genutzte Flächen und ein großes Waldgebiet mit vereinzelten geschützten 
Biotopen, organischen Böden und im südlichen Bereich ausgeprägten Feuchtlebensräu
men. Im östlichen Bereich befinden sich zusammenhängende Siedlungsstrukturen der 
Gemeinde Hasenmoor. Nördlich der Gemeinde Hasenmoor sind überwiegend verdich
tungsempfindliche und organische Böden vorzufinden sowie an der Präferenzraum
grenze und darüber hinaus Flächen des FFH-Gebiets „Hasenmoor“ und eines Feuchtle
bensraums mit geschützten Biotopen.  

Südwestlich der Gemeinde Hasenmoor schließt sich die Gemeinde Schmalfeld mit zum 
Teil geschlossener Siedlungsstruktur und weiteren Streusiedlungen an. Weitere Sied
lungsstrukturen der Ortsteile Wolfsberg und Fuhlenrüe, mehrere Waldflächen und ver
einzelt geschützte Biotope sind zudem im östlichen Bereich gelegen. Nordöstlich des 
Ortsteils Fuhlenrüe befindet sich der Flugplatz Hartenholm nahe der Präferenzraum
grenze. Östlich der Gemeinde Hasenmoor schließt sich die Gemeinde Hartenholm mit 
weiteren teils geschlossenen Siedlungsflächen und Streusiedlungen an. Vom Flugplatz 
Hartenholm und der Gemeinde Hartenholm aus erstreckt sich überwiegend außerhalb 
des Präferenzraums der Segeberger Staatsforst.  

Die vorgeschlagene Trasse innerhalb des Präferenzraums nutzt nachvollziehbar den 
verbleibenden Passageraum. Ein Ausweichen würde auf erhebliche Raumwiderstände, 
etwa ein zusammhängendes Waldgebiet oder eine vorhandene Bebauung treffen, so 
dass eine Trassierung dort deutlich nachteiliger bzw. unmöglich wäre.  

Das Verlassen des Präferenzraumes wäre nur aus zwingenden Gründen möglich und 
hätte weiträumige Umtrassierungen und somit einen längeren Trassenverlauf sowie zu
sätzliche Flächeninanspruchnahmen zur Folge. 
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III. 

Begründung 

 
Der Erlass der Veränderungssperre beruht auf § 16 NABEG. 

1. Die Bundesnetzagentur ist gemäß § 31 Abs. 1 NABEG i. V. m. § 16 Abs. 7 und 
Abs. 1 Satz 1 NABEG für den Erlass der Veränderungssperre zuständig. 

Auf eine Anhörung vor Erlass der Veränderungssperre konnte im vorliegenden Fall 
verzichtet werden. Von der Anhörung nach § 28 Verwaltungsverfahrensgesetz 
(VwVfG) soll gemäß § 16 Abs. 3 Satz 2 NABEG abgesehen werden. Die Anhörung 
ist vorliegend nach den Umständen des Einzelfalles nicht geboten. Es liegen keine 
besonderen Umstände vor; insbesondere besteht keine Kenntnis über Genehmigun
gen baulicher Anlagen, vgl. BR-Drs. 230/23, S.149.  

Die Allgemeinverfügung ist in einer nach § 37 Abs. 2 und 3 VwVfG zulässigen Form 
ergangen. 

2. Um den gemäß § 12c Abs. 2a EnWG entwickelten Präferenzraum und die Möglich
keit der Trassierung abzusichern, ist der Erlass der Veränderungssperre in dem un
ter I.1 genannten Umfang erforderlich.  

2.1 Tatbestand 

Die Veränderungssperre setzt nach § 16 Abs. 7, Abs. 1 Satz 1 NABEG voraus, dass 
die Entwicklung des Präferenzraums abgeschlossen ist, dass für die Leitung ein vor
dringlicher Bedarf im Sinne des § 1 Abs. 1 Satz 1 BBPlG festgestellt wird und dass 
anderenfalls die Möglichkeit besteht, dass die Trassierung der darin zu verwirklichen
den Leitung erheblich erschwert wird.  

Die Entwicklung des Präferenzraums ist für die Leitungsvorhaben Nr. 81 und Nr. 81a 
der Anlage zum BBPlG mit Veröffentlichung des Umweltberichts am 31.05.2024 ab
geschlossen worden. Für die Vorhaben Nr. 81, Nr. 81a, Nr. 81d und Nr. 81e der An
lage zum BBPlG, die in dem verfahrensgegenständlichen Bereich miteinander ge
bündelt werden, ist ein vordringlicher Bedarf im Sinne des Bundesbedarfs festgestellt 
worden, denn die oben genannten Vorhaben sind in der Anlage zu § 1 Abs. 1 BBPlG 
aufgeführt (vgl. § 1 Abs. 1 Satz 1 BBPlG). 

Ohne die Veränderungssperre besteht die Möglichkeit, dass die Trassierung der zu 
verwirklichenden Leitung erheblich erschwert wird. Aus dem Zweck des § 16 
NABEG, das Leitungsvorhaben zu sichern und dem Charakter des § 16 Abs. 1 
Satz 1 NABEG als Inhalts- und Schrankenbestimmung des Art. 14 Abs. 1 des Grund
gesetzes (GG) ist zu folgern, dass eine Veränderungssperre dann erlassen werden 
kann, wenn sich eine potenziell plangefährdende Maßnahme in jenem Bereich ab
zeichnet, der für eine mögliche Trasse in Betracht kommt. Da aber bereits die Mög
lichkeit einer erheblichen Erschwerung ausreicht, sind keine zu strengen Anforderun
gen zu stellen (BT-Drs. 19/7375, S. 76). Es genügt bereits die Möglichkeit, dass die 
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an den ermittelten Präferenzraum gebundene Trassierung durch neue tatsächliche 
oder rechtliche Hindernisse erheblich erschwert wird. Mit diesem weiten Maßstab soll 
im Interesse der zügigen Verwirklichung des energiewirtschaftlich vordringlichen Vor
habens das Planfeststellungsverfahren gesichert und so verhindert werden, dass der 
für die Planung zur Verfügung stehende Raum durch die Vorhabenrealisierung be
einträchtigende Maßnahmen verengt wird. Es reicht dabei, wenn solche Maßnahmen 
nicht völlig ausgeschlossen bzw. fernliegend sind (vgl. BVerwG, Beschl. v. 
29.07.2021, 4 VR 8.20, Rn. 20; BVerwG, Urt. v. 22.02.2022, 4 A 6.20, NVwZ 2022, 
1640 Rn. 27; BVerwG, Urt. v. 13.03.2024, 11 A 12/23, Rn. 23).  

Im hier vorliegenden Bereich sind Möglichkeiten für die Trassierung durch eine sehr 
hohe Dichte von naturräumlichen Gegebenheiten, Siedlungsstrukturen sowie Infra
strukturen innerhalb des ermittelten Präferenzraums bereits erheblich eingeschränkt. 
Die Errichtung weiterer baulicher Anlagen sowie die Vornahme sonstiger erheblicher 
oder wesentlich wertsteigernden Veränderungen könnte eine Trassierung in diesem 
Bereich wesentlich erschweren oder gar unmöglich machen. Um die Möglichkeit ei
ner Trassenführung zwischen der Bebauung in der Gemeinde Hasenmoor sicherzu
stellen, muss der bislang noch zur Verfügung stehende Passageraum insb. von bau
lichen Anlagen sowie sonstigen erheblichen oder wesentlich wertsteigernden Verän
derungen freigehalten werden.  

Die vorgeschlagene Trasse stellt im Bereich des Präferenzraums auf Höhe der Ge
meinden Hasenmoor und Schmalfeld nach derzeitigem Kenntnisstand den Verlauf 
mit den geringsten Konflikten dar. In Frage kommende Alternativen liegen im laufen
den Planfeststellungsverfahren an dieser Stelle nicht vor, würden dem Erlass der 
Veränderungssperre aber auch ohnehin nicht entgegenstehen.  

Aufgrund des für den betroffenen Bereich geltenden Landesrechts besteht die Mög
lichkeit, dass die an den ermittelten Präferenzraum gebundene Trassierung durch 
neue tatsächliche oder rechtliche Hindernisse erheblich erschwert wird, in besonde
rem Maße, denn nach § 61 der Landesbauordnung für das Land Schleswig-Holstein 
(LBO SH) sind zahlreiche bauliche Anlagen, sonstige Anlagen und Einrichtungen 
verfahrensfrei. Sie dürfen dementsprechend ohne Baugenehmigung errichtet werden 
(§ 59 LBO SH). Dies gilt z. B. für bestimmte landwirtschaftlich, forstwirtschaftlich oder 
erwerbsgärtnerisch genutzte Gebäude sowie für bestimmte Gewächshäuser (vgl. 
§ 61 Abs. 1 Nr. 1 c) und d) LBO SH. Die Bundesnetzagentur als für die Vorhaben 
des NOL zuständige Planfeststellungsbehörde hätte daher grundsätzlich keine Mög
lichkeit von der bevorstehenden Realisierung derart privilegierter Bauvorhaben in 
Schleswig-Holstein zu erfahren oder sich in einem entsprechenden Genehmigungs
verfahren im Interesse der Verwirklichung des NOL zu beteiligen. Dadurch könnten 
sehr schnell und leicht bauliche Fakten geschaffen werden, die einer Realisierung 
des NOL entgegenstünden.  

Die oben unter II. erläuterte räumliche Bestandssituation zeigt, dass im Bereich der 
verfahrensgegenständlichen Veränderungssperre derzeit ein gerade noch ausrei
chend breiter Trassierungsraum zur Verfügung steht. Durch viele Raumhindernisse 
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wie z. B. einer Bundesstraße, einzelne und zusammenhängende Siedlungsstruktu
ren, mehrere, z.T. große, Waldflächen sowie geschützte Biotope ist der den Planun
gen zugrundeliegende Trassenverlauf der voraussichtlich konfliktärmste Verlauf in
nerhalb des Präferenzraumes. 

Aufgrund der hohen Dichte an Planungshindernissen, die in diesem Präferenzraum
bereich kaum Spielraum für eine Trassierung belassen, können bereits einzelne und 
vermeintlich geringfügige bauliche Veränderungen innerhalb des bislang noch zur 
Verfügung stehenden Passageraums die Realisierung des Leitungsvorhabens insge
samt gefährden. Es besteht unter Beachtung von § 61 LBO SH die Möglichkeit der 
verfahrensfreien Errichtung weiterer baulicher Anlagen und erheblichen bzw. wesent
lich wertsteigernden Veränderungen, die den Passageraum weiter einengen oder 
gänzlich schließen. Die Trassierung würde hierdurch deutlich erschwert oder gar un
möglich gemacht. Die vorgeschlagene Trasse stellt überwiegend einen geradlinigen 
und kurzen Verlauf dar, der relativ konfliktarm ist. Eine Veränderung der gesicherten 
Flurstücke würde für den NOL zu einer Umtrassierung und nach jetzigem Kenntnis
stand zu einem deutlichen Abweichen von der Geradlinigkeit und zu neuen Konflik
ten mit weiteren räumlichen Hindernissen führen, sofern eine solche Trassierung 
überhaupt möglich wäre. 

Ein solches Vorgehen widerspricht den Grundsätzen der Geradlinigkeit, der Wirt
schaftlichkeit sowie der möglichst frühzeitigen Inbetriebnahme (vgl. § 18 Abs. 4 
Satz 2 NABEG i. V. m. § 43 Abs. 3c EnWG). Durch die Durchquerung von Flächen 
mit hohem Raumwiderstand bzw. eine größere Flächeninanspruchnahme würden mit 
hoher Wahrscheinlichkeit erheblich mehr öffentliche bzw. private Belange tangiert 
werden (vgl. § 43 Abs. 3 Satz 1 EnWG). Im Übrigen wäre ein Verlassen des Präfe
renzraums nur aus zwingenden Gründen möglich (§ 18 Abs. 3c Satz 2 i. V. m. 
Abs. 3a Satz 2 bis 4 NABEG), deren Vorliegen hier nicht ersichtlich ist. 

2.2 Rechtsfolge 

2.2.1 Entschließungsermessen 

Sind die Tatbestandsvoraussetzungen des § 16 Abs. 1 Satz 1, Abs. 7 NABEG erfüllt, 
steht es im Ermessen der Bundesnetzagentur, über den Erlass einer Veränderungs
sperre zu entscheiden. Es wurde hier im Rahmen der gesetzlichen Vorgaben ausge
übt (vgl. § 40 VwVfG). Folgende Erwägungen hat die Bundesnetzagentur angestellt:  

Gemäß § 12e Abs. 4 Satz 1 EnWG wird mit Erlass des Bundesbedarfsplans für die 
darin enthaltenen Vorhaben die energiewirtschaftliche Notwendigkeit und der vor
dringliche Bedarf festgestellt. Die Ermittlung der Präferenzräume geschieht zur Erfül
lung der in § 1 Abs. 1 EnWG genannten Zwecke, eine möglichst sichere, preisgüns
tige, verbraucherfreundliche, effiziente, umweltverträgliche und treibhausgasneutrale 
leitungsgebundene Versorgung der Allgemeinheit mit Elektrizität sicherzustellen, die 
zunehmend auf erneuerbaren Energien beruht.  
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Der Netzausbau kann dadurch behindert oder wesentlich erschwert werden, dass 
nach Entwicklung des Präferenzraums auf den Flächen innerhalb des Präferenz
raums Veränderungen vorgenommen werden, die der Verwirklichung der Vorhaben 
zuwiderlaufen. Die Veränderungssperre nach § 16 NABEG wirkt dem entgegen, in
dem sie für den festgesetzten Abschnitt des Präferenzraums eine Sperrwirkung be
gründet. Die Veränderungssperre dient somit der Sicherung des im Rahmen des 
Umweltberichts zum Bundesbedarfsplan 2023-2037/2045 ermittelten Präferenz
raums für die spätere Planfeststellung der Höchstspannungsleitungen nach den 
§§ 18 ff. NABEG. Die mit Erlass der Veränderungssperre einhergehenden Bau- und 
Veränderungsverbote führen dazu, den Präferenzraum von baulichen Anlagen frei
zuhalten und damit die Trassierung des Leitungsvorhabens zu ermöglichen. 

Die Veränderungssperre stellt für die Eigentümer und sonstige dinglich Berechtigte 
eine Inhalts- und Schrankenbestimmung im Sinne des Art. 14 Abs. 1 Satz 2 GG und 
damit einen Eingriff in das Eigentumsgrundrecht dar. Es handelt sich um schwerwie
gende Beschränkungen der Nutzungsmöglichkeiten der betroffenen Grundstücke. 
Zugleich lässt die Veränderungssperre die Erforderlichkeit gemeindlicher Bauleitpla
nungen gemäß § 1 Abs. 3 Satz 1 BauGB entfallen (vgl. BVerwG, Beschl. v. 
29.07.2021, Rn. 19) und kann hier insoweit die Planungshoheit der Gemeinden Ha
senmoor und Schmalfeld in Schleswig-Holstein berühren. Die Relevanz der Verän
derungssperre für Grundrechte und die grundgesetzlich geschützte kommunale 
Selbstverwaltung wurde durch die Bundesnetzagentur ermittelt und in die Ermes
sensentscheidung einbezogen.  

Der Erlass der Veränderungssperre ist mit Blick auf das gesamtstaatliche Interesse 
an der Vorhabenrealisierung und das entsprechende Sicherungsinteresse jedoch er
messensgerecht und die hiermit einhergehenden Eingriffe in das Eigentum und 
sonstige Rechte stellen sich im Ergebnis als verhältnismäßig dar: 

Eine sichere Energieversorgung, zu der auch die Errichtung und der Betrieb sowie 
die Änderung von Stromleitungen im Anwendungsbereich des NABEG fallen, ist von 
überragender Bedeutung für das gesamtstaatliche Gemeinwohl. Deshalb muss 
schnellstmögliche Rechts- und Planungssicherheit erzielt werden (BT-Drs. 19/7375, 
S. 76). Um diese Sicherheit zu gewährleisten, stellt die Veränderungssperre ein legi
times Mittel dar.  

Die Veränderungssperre im Bereich der o. g. Gemeinden in den Gemarkungen Ha
senmoor und Schmalfeld ist geeignet, die Trassierung für die Vorhaben Nr. 81, Nr. 
81a, Nr. 81d und Nr. 81e der Anlage zum BBPlG innerhalb des Präferenzraumes zu 
sichern. Die mit Erlass der Veränderungssperre einhergehenden Bau- und Verände
rungsverbote führen dazu, den bislang noch trassierbaren Bereich innerhalb des 
Präferenzraums von planungsgefährdenden Veränderungen freizuhalten und damit 
die Trassierung der Leitungsvorhaben zu ermöglichen.  

Ferner ist die Veränderungssperre erforderlich, um die Trassierung zu ermöglichen. 
Zur Verwirklichung des gesetzlichen Auftrags zum zügigen Ausbau des Stromüber
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tragungsnetzes und der damit einhergehenden Gewährleistung der Versorgungssi
cherheit gemäß § 1 Abs. 1 EnWG ist der Vorhabenträger auf die Sicherung von Pas
sageräumen für eine spätere Trassierung angewiesen. Andere, mildere Maßnah
men, die in gleicher Weise geeignet sind die Trassierung innerhalb des ermittelten 
Präferenzraums zu sichern, sind nicht ersichtlich. Zugleich können andere, mildere 
Maßnahmen planwidrige Entwicklungen der benannten Flurstücke anders als mit der 
Veränderungssperre nicht verhindern. Insbesondere würden etwaige mündliche Ab
sprachen oder schriftliche Zusagen keine hinreichende Gewähr dafür bieten, den an
gestrebten Erfolg zu erzielen. Eine Beteiligung der Bundesnetzagentur im Rahmen 
von potenziellen Baugenehmigungsverfahren im für die Trasse vorgesehenen Be
reich ist gesetzlich nicht vorgesehen. Zudem sind bestimmte Gebäude nach § 61 
LBO SH sogar verfahrensfrei. Auch haben etwaige Stellungnahmen des Vorhaben
trägers sowie der Bundesnetzagentur als zuständiger Genehmigungsbehörde im 
Rahmen von Genehmigungsverfahren nur begrenzt Einfluss auf die Genehmigungs
erteilung und sind insoweit nicht gleichermaßen zur Trassensicherung geeignet.  

Der Entschluss eine Veränderungssperre zu erlassen ist im Übrigen auch angemes
sen. Das mit der Veränderungssperre verfolgte Ziel der sicheren Energieversorgung 
ist gem. § 1 Abs. 2 Satz 1 NABEG von überragender Bedeutung für das gesamt
staatliche Gemeinwohl und steht deswegen in seiner Wertigkeit nicht außer Verhält
nis zur Intensität des Eingriffs.  

Da die Nutzbarkeit der Grundstücke nur im Hinblick auf die Wirkung des § 16 Abs. 1 
Satz 2 Nr. 1 und Nr. 2 NABEG eingeschränkt wird und nicht etwa Eigentumsrechte 
entzogen werden, ist der Umfang der Eingriffe in qualitativer Hinsicht begrenzt. Die 
von dieser Veränderungssperre umfassten landwirtschaftlichen Flächen können 
während der Geltungsdauer der Veränderungssperre weiterhin landwirtschaftlich be
wirtschaftet werden. Darüber hinaus sind die Verbotswirkungen der Veränderungs
sperre auf fünf Jahre zu befristen, § 16 Abs. 1 Satz 3 NABEG. Bauliche Vorhaben 
und sonstige Nutzungen auf den Grundstücken bzw. die Genehmigung bestehender 
baulicher Anlagen werden insoweit nicht generell und dauerhaft ausgeschlossen. 
Dies führt im Vergleich zu einem dauerhaften Eingriff in das Eigentum zu einer abge
schwächten Eingriffssituation.  

Nachdem ein konkreter Trassenverlauf festgelegt ist, können nicht mehr benötigte 
Teilflächen für bauliche Nutzungen und für gemeindliche Planungen auch schon vor 
Ablauf dieser Befristung wieder freigegeben werden (vgl. § 16 Abs. 2 Satz 1 
NABEG). Die Dauer der Eingriffswirkungen wird insoweit möglichst geringgehalten. 
Städtebauliche Entwicklungsmöglichkeiten der Gemeinden Hasenmoor und Schmal
feld werden zudem durch den räumlich beschränkten Geltungsbereich der Verände
rungssperre nicht ausgeschlossen. Den Interessen der Betroffenen wird zudem 
durch die Möglichkeit eines Antrags auf Aufhebung der Veränderungssperre wegen 
überwiegender Belange gemäß § 16 Abs. 2 Satz 2 NABEG hinreichend Rechnung 
getragen.  
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Nach § 16 Abs. 1 Satz 3 NABEG ist die Veränderungssperre auf einen Zeitraum von 
zunächst fünf Jahren zu befristen und daher nur temporärer Natur. Eine Verlänge
rungsmöglichkeit um bis zu weitere fünf Jahre wird in § 16 Abs. 1 Satz 4 NABEG vor
gesehen, wenn besondere Umstände dies gebieten. Bauliche Vorhaben und sons
tige Nutzungen auf den Grundstücken bzw. die Genehmigung bestehender baulicher 
Anlagen werden insoweit nicht generell und dauerhaft ausgeschlossen.  

Im Übrigen müssen die Rechte der Betroffenen unter Berücksichtigung der vorge
nannten Erwägungen hinter dem Interesse an einer vorläufigen Sicherung der Vor
habenrealisierung zurücktreten, die gemäß § 1 Abs. 2 Satz 1 NABEG aus Gründen 
eines überragenden öffentlichen Interesses und im Interesse der öffentlichen Sicher
heit erforderlich ist. Bis die Stromversorgung im Bundesgebiet nahezu treibhausgas
neutral ist, soll gemäß § 1 Abs. 2 Satz 2 NABEG der beschleunigte Ausbau dieser 
Stromleitungen und Anlagen als vorrangiger Belang in die jeweils durchzuführende 
Schutzgüterabwägung eingebracht werden. In diesem Sinne kann auch die Wertung 
von Art. 20a GG unter Berücksichtigung der Rechtsprechung des Bundesverfas
sungsgerichts herangezogen werden (vgl. BVerfG, Beschl. v. 24.03.2021 – 1 BvR 
2656/18, Rn. 248). 

2.2.2 Auswahlermessen 
 

Nicht nur die Entschließung zu einer Veränderungssperre, sondern auch deren Um
fang stehen im Ermessen der Bundesnetzagentur (Auswahlermessen). Es wurde im 
Rahmen der gesetzlichen Vorgaben ausgeübt (vgl. § 40 VwVfG). 

Der räumliche Geltungsbereich der Veränderungssperre beschränkt sich auf das Er
forderliche und erfasst lediglich die für die Trassierung einschließlich der erforderli
chen Infrastrukturquerungen bzw. Baustelleneinrichtungen notwendigen vier Flurstü
cke. Da im geplanten Trassenverlauf Arbeitsstreifen, und wegen der voraussichtlich 
geschlossenen Querung einer Bundesstraße zusätzlich die Start- und Zielgruben, 
Baustelleneinrichtungsflächen und insbesondere Zuwegungen, notwendig sind, wel
che den Bereich der üblichen Trassenbreite überschreiten können, sind die von der 
Veränderungssperre umfassten Flurstücke von Bebauungen sowie erheblichen bzw. 
wesentlich wertsteigernden Veränderungen freizuhalten. Bis auf die Flurstücke Ge
meinde Hasenmoor, Gemarkung Hasenmoor, Flur 1, Flurstück 21/2 und Gemeinde 
Schmalfeld, Gemarkung Schmalfeld, Flur 1, Flurstück 33 werden die Flurstücke in 
Gänze gesperrt.  

Die teilweise Inanspruchnahme wird nachfolgend begründet:  

­ Gemeinde Hasenmoor, Gemarkung Hasenmoor, Flur 1, Flurstück 21/2: Auf 
dem Flurstück wird nach heutigem Stand die Start- oder Zielgrube zu einer ge
schlossenen Querung errichtet. Diese Grube benötigt gegenüber dem Arbeits
streifen einer üblichen offenen Bauweise mehr Platz in der Breite, u.a. für die 
Bohrtechnik und entsprechendes weiteres Arbeitsmaterial. Auf diese Weise be
gründet sich auch die östliche Grenze des Geltungsbereichs der Verände
rungssperre an dieser Stelle. Das betrachtete Flurstück Gemeinde Hasenmoor, 
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Gemarkung Hasenmoor, Flur 1, Flurstück 21/2 hat aber eine größere Ausdeh
nung und wird trotz der voraussichtlich benötigten Baustelleneinrichtungsfläche 
nur teilweise mit der Veränderungssperre belegt.   

­ Gemeinde Schmalfeld, Gemarkung Schmalfeld, Flur 1, Flurstück 33: Aus tech
nischen Gründen ist der Trassenverlauf so zu planen, dass zu kreuzende Be
standsinfrastrukturen, hier eine Bundesstraße, möglichst im rechten Winkel ge
quert werden. Bei einer möglichst rechtwinkligen Querung bleibt der größere, 
östliche Teil des Flurstücks 33, Gemeinde Schmalfeld, Gemarkung Schmalfeld, 
Flur 1 von einer Inanspruchnahme unberührt. Die Veränderungssperre erfasst 
dieses Flurstück daher nur teilweise. Die östliche Grenze des Geltungsbe
reichs der Veränderungssperre auf der Gemarkung Schmalfeld, Flur 1, Flur
stück 33 orientiert sich dabei an der östlichen Grenze des nördlich angrenzen
den, ebenfalls in den Geltungsbereich der Veränderungssperre einbezogenen 
Flurstücks 1 (Gemeinde Schmalfeld, Gemarkung Schmalfeld, Flur 1).     

Unter Berücksichtigung des derzeitigen Planungsstands im Planfeststellungsverfah
ren ist der vorliegende Geltungsbereich der Veränderungssperre notwendig, um eine 
Realisierung der Leitungsvorhaben innerhalb des festgelegten Präferenzraumes 
nicht zu gefährden. Die Festlegung auf einen konkreten (grundstücksscharfen) Tras
senverlauf, der eventuell zu einer Reduzierung des räumlichen Geltungsbereichs der 
Veränderungssperre hätte führen können, war auf Grundlage der Ergebnisse der 
Präferenzraumermittlung und vor Einreichung des Plans nach § 21 NABEG noch 
nicht möglich.  

Berücksichtigt wird zudem, dass auf diesem Abschnitt des Projektes NOL, insgesamt 
zwölf Erdkabel für die zukünftig parallel verlaufenden Vorhaben Nr. 81, Nr. 81a, Nr. 
81d und Nr. 81e der Anlage zum BBPlG verlegt werden müssen und dadurch eine 
entsprechend breite Trasse entsteht. Hinzu kommen Start- und Zielgruben, sowie die 
erforderlichen Baustelleneinrichtungsflächen und Zuwegungen, die für eine ge
schlossene Querung notwendig sind. Aus diesen Gründen ist ein weitreichender Gel
tungsbereich der Veränderungssperre notwendig. 

Die Bundesnetzagentur hat den räumlichen Geltungsbereich der Veränderungs
sperre auf Teile von Flurstücken beschränkt, wenn eine spätere Inanspruchnahme 
der übrigen Teilflächen dieser Flurstücke durch Zuwegung oder Baustelleneinrich
tungsflächen aufgrund der Örtlichkeiten als eher unwahrscheinlich erscheint. 

3. Gemäß § 41 Abs. 4 Satz 4 VwVfG kann ein Tag für die Bekanntgabe der Verände
rungssperre bestimmt werden, jedoch frühestens der auf die Bekanntmachung fol
gende Tag. Da die Bekanntmachung am 17.10.2026, erfolgt, wird bestimmt, dass die 
Veränderungssperre am 19.10.2026 als bekanntgegeben gilt. Die Bundesnetzagen
tur macht die Veränderungssperre gemäß § 16 Abs. 4 Satz 1 NABEG in örtlichen Ta
geszeitungen, die in dem Gebiet verbreitet sind, auf das sich die Veränderungs
sperre voraussichtlich auswirken wird, und auf der Internetseite der Bundesnetza
gentur bekannt.  
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4. Die Veränderungssperre ist nach § 16 Abs. 1 Satz 3 NABEG auf fünf Jahre zu befris
ten. Gemäß § 16 Abs. 1 Satz 4 NABEG kann die Bundesnetzagentur die Frist um
weitere fünf Jahre verlängern, wenn besondere Umstände dies erfordern.

5. Die Kostenfreiheit ergibt sich aus § 30 NABEG. Die Veränderungssperre zählt nicht
zu den dort aufgeführten kostenpflichtigen Amtshandlungen.

Rechtsbehelfsbelehrung 

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Klage beim 
Bundesverwaltungsgericht Simsonplatz 1, 04107 Leipzig erhoben werden. Die Anfech
tungsklage gegen den vorstehenden Bescheid hat gemäß § 16 Abs. 5 Satz 2 NABEG 
i. V. m. § 43e Abs. 1 EnWG keine aufschiebende Wirkung. Der Antrag auf Anordnung
der aufschiebenden Wirkung der Anfechtungsklage gegen den vorstehenden Bescheid
nach § 80 Abs. 5 Satz 1 VwGO kann nur innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe die
ses Bescheids beim Bundesverwaltungsgericht Simsonplatz 1, 04107 Leipzig gestellt
und begründet werden (§ 16 Abs. 5 Satz 2 NABEG i. V. m. § 43e Abs. 1 EnWG).

Bonn, den 24.09.2026 

Im Auftrag 

gez. 

Marc Otto 
Abteilung Ausbau Stromnetze, Referat 802 
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Abbildung 1: Detailkarte der Veränderungssperre in den Gemeinden Hasenmoor und Schmalfeld 
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Lageplan und Übersichtskarte
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